
GefährlicherKurs
Wenige Tage vor demNato-Gipfel taumelt Europa sicherheitspolitisch

in die falsche Richtung: Statt klare Prioritäten zu setzen, dominiert blinder
Aufrüstungsaktionismus –mit potenziell fatalen Folgen. Ein Gastbeitrag

W enn Donald Trump
und sein sicherheits-
politisches Team –
von Vizepräsident

J.D. Vance bis zur Geheimdienstko-
ordinatorin Tulsi Gabbard – Russ-
land gar nicht als Gefahr für Europa
und den Westen ansehen, warum
fordern sie dann Verteidigungsaus-
gaben in Höhe von fünf Prozent?
FürEuropa ist das fast dasDreifache
des bisherigen Budgets. Was genau
planen sie mit einem derart über-
rüsteten Europa? Aufgrund des Wi-
derstands der US-Regierung be-
nennt das Abschlusskommuniqué
des Nato-Gipfels nicht einmal ein-
deutig Russland als Aggressor.

Trotz jahrzehntelanger Beteue-
rungen von „strategischer Autono-
mie“ ist Europas sicherheitspoliti-
sche Realität eine andere: struktu-
relle Abhängigkeit von den USA.
Diese hat nicht nur zu einer teuren
und letztlich wenig effektiven Reak-
tion auf die sich anbahnende Krise
und dann den Krieg in der Ukraine
geführt, sondern gefährdet auch die
politischeundwirtschaftliche Stabi-
lität des Kontinents.

Und mit der Rückkehr Trumps
ins Weiße Haus und verschärften
internationalen Spannungen dürfte
sich diese Abhängigkeit sogar noch
vertiefen. Bereits vor Russlands Ein-
marsch 2022 hatten europäische
Regierungen sicherheitspolitische
Entscheidungen anWashington de-
legiert. Selbst bei zentralen Fragen –
etwa zu den Nato-Ambitionen der
Ukraine – fehlte eine eigene euro-
päische Position, die russische Inte-
ressen auch nur in Betracht zog.

Instinktiver Reflex

Stattdessen folgte man dem ameri-
kanischenKurs: Russlandhabe kein
Veto. Warnungen erfahrener Diplo-
maten – von Henry Kissinger bis
Jack Matlock – blieben ungehört.
Russland beantwortete die Frage
nach einem möglichen Veto dann
auf seine Weise – mit Panzern und
Raketen.

Mit Trumps Wahlsieg im No-
vember 2024 wurde deutlich, was
mangelnde Eigenständigkeit be-
deutet. Der neue US-Präsident
stellte die bisherige Nato-Linie auf
den Kopf. Europas Spielraum
schrumpfte weiter. Der neue Kurs:
Ende der Kampfhandlungen, kein
Nato-Beitritt der Ukraine, keine
weitere Ostausdehnung der westli-
chen Allianz, territoriale Zuge-
ständnisse der Ukraine an Russland
– doppelt so groß wie 2014. All das
hätte man schon vor Jahren errei-
chen können, ohne Krieg und Zer-
störung und derartige territoriale
Verluste – und zu deutlich geringe-
ren Kosten. Bis Trump wollten die
Europäer kein „Einfrieren“ und mit
Russland nur aus einer „Position
der Stärke“ heraus verhandeln. Jetzt
verlangen sie einen „bedingungslo-
sen Waffenstillstand“ und tun alles,
damit Trump sich nicht zurückzieht
undDruck auf Russland aufbaut.

Russlands Angriff ist und bleibt
ein eklatanter Bruch des Völker-
rechts. Doch die westliche Außen-
politik, die sämtliche Warnzeichen
ignorierte, war keine Realpolitik,
sondern ein Ausblenden der Reali-
tät aus moralischer Überzeugung
und machtpolitischer Selbstüber-
schätzung. Die westliche Ostpolitik
ist tragisch gescheitert – und umso
schrillerwirdnundieRhetorik eines
ewigen russischen Vernichtungs-
willens gegen die Ukraine, Europa
und die Demokratie.

Nach Trumps Forderung, die
Verteidigungsausgaben auf fünf
Prozent des BIP zu erhöhen, verfiel
Europa in Panik und Willfährigkeit.
Obwohl einige Länder nicht einmal
das 2014 beschlossene Zwei-Pro-
zent-Ziel erfüllen, beeilten sich Re-
gierungen, die neuen Vorgaben zu
übernehmen. Begründet wird dies
mit der „russischenGefahr“.

In Wahrheit folgt die Aufrüstung
einem transatlantischen Stereotyp
und einem instinktiven Reflex, ge-
speist aus Angst, altem Blockden-
ken und der Unfähigkeit, eigene
Fehlannahmen zu überdenken.
Dieses Aufrüsten im Eiltempo ba-
siert auf Worst-Case-Bedrohungs-
szenarien und Annahmen, die von
der Realität weitgehend abgekop-
pelt sind. Russland ist in drei Jahren
Krieg kaum mehr als 100 Kilometer
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in das ukrainische Staatsgebiet vor-
gedrungen. Die Frontlinie ist seit
zweieinhalb Jahren nahezu einge-
froren.Moskau verzeichnetmassive
Verluste, leidet unter Sanktionen
und steht wirtschaftlich wie militä-
risch geschwächt da. Putins Krieg
hat nicht nur wesentliche Teile der
Ukraine, sondern auch den Kern
seiner eigenen Streitkräfte zerstört.
Moskauwird viel Zeit brauchen, um
auch nur die eigene Verteidigungs-
fähigkeit auf seinem gigantischen
Territoriumwiederherzustellen.

Was Russland bleibt, ist hybride
Kriegsführung und Terror durch
Luftangriffe – und auch damit er-
reicht es nicht einmal seine territo-
rialenMinimalziele inden vier östli-
chen ukrainischen Oblasten, die es
schon im Herbst 2022 zum eigenen
Staatsgebiet erklärt hat. Russland ist
stark genug, um in der Ukraine
einen Abnutzungskrieg gegen
ebenfalls geschwächte ukrainische
Streitkräfte aufrechtzuerhalten.

Die Nato ist im Vergleich zur Uk-
raine der russischen Armee x-fach
überlegen. Militärische Potenz
hängt letztlich von ökonomischer
Kraft ab. Russlands wirtschaftlicher
Output ist vergleichbarmit dem Ita-
liens. Die Länder, die das westliche
Militärbündnis bilden, verfügen
hingegen über die bei weitem
größte Wirtschaftskraft der Welt –

mehr als 41 Billionen Euro im Jahr
2025 (Russland nicht einmal zwei
Billionen).

Die Nato gibt seit Jahren mehr
fürRüstungaus als der gesamteRest
der Welt zusammen. Ihre militäri-
sche Überlegenheit gegenüber
Russland ist erdrückend – und sie
baut diese Dominanz entlang ihrer
Ostflanke, direkt vor Russlands
Haustür, zügig weiter aus.

Die europäische Antwort ist
keine Strategie, sondern ein Reflex.
Europa ignoriert die politischen
und sicherheitspolitischen Ursa-
chen des Ukrainekonflikts, redu-
ziert ihn auf ein simples „Gut gegen
Böse“ und klammert sich an den
Schutzschirm der USA, der viel-
leicht schon morgen nicht mehr
existiert – oder genauer gesagt von
Washington zunehmend zur Diszi-
plinierung Europas genutzt wird.

Ironischerweise könnte ausge-
rechnet Trumps Druck ein diplo-
matisches Fenster öffnen – zumin-
dest für einen Waffenstillstand in
der Ukraine. Wenn neben Ge-
sprächsangeboten und Zugeständ-
nissen an Russland gleichzeitig
auch der militärische Druck auf-
rechterhalten wird. Doch sicher-
heitspolitisch steuert Europa weiter
in die falsche Richtung.

Die Schlussfolgerung ist ernüch-
ternd: Europa versäumt es nicht

nur, die Zukunft aktiv zu gestalten –
es trägt sogar dazu bei, sie zumilita-
risieren und zu destabilisieren. Die
Debatte betrifft nicht nur die Nato
und die USA, sondern simultan die
EU. Nur vier EU-Staaten – Öster-
reich, Irland, Malta, Zypern – sind
nicht Nato-Mitglieder, und sie ha-
ben keine nennenswerte militäri-
sche Bedeutung. Ohne sie beträgt
das BIP der EU 2025 geschätzt 16
Billionen Euro: fünf Prozent davon
wären 800Milliarden Euro.

Zusammenmit dem Vereinigten
Königreich, der Türkei und anderen
Nato-Staaten in Europa ergibt das
über eine Billion Euro an Militär-
ausgaben –mehr, als die USA heute
ausgeben. In Deutschland würden
fünf Prozent der Verteidigungsaus-
gaben rund 206Milliarden Euro be-
deuten. Der Bundeshaushalt 2025
liegt bei etwa 452 Milliarden Euro.
Das hieße: fast 45 Prozent der
Staatsausgaben flössen in die Rüs-
tung. In vielen EU-Ländern wäre
der Anteil sogar noch höher.

Wirtschaftsfragen ungeklärt

Noch bevor solche Zielmarken
überhaupt erreicht würden, wäre
die politische und soziale Stabilität
in Europa massiv gefährdet – mit
unabsehbaren Folgen für die EU
und vermutlich auch für die Nato.
Genauso gefährdet wäre die ohne-
hin schon prekäre wirtschaftliche
und technologische Konkurrenzfä-
higkeit Europas gegenüber China
und den USA. Laut Stockholmer
Friedensforschungsinstitut Sipri
gab China im Jahr 2024 1,7 Prozent
seines BIP für militärische Zwecke
aus. Für Forschung und Entwick-
lung waren es 2,68 Prozent, die USA
lagen bei 3,4 Prozent. Die Europäi-
sche Union ist demgegenüber
schon jetzt mit 2,2 Prozent des BIP
für Forschung und Entwicklung im
Hintertreffen.

Was sind das für politische Ent-
scheidungsträger, die auf einem
Nato-Gipfel solchen Zielen zustim-
men und ernsthaft glauben, dies
diene der europäischen Sicherheit?
Dabeiwerfen sie die naheliegendste
Frage noch nicht einmal auf: Wenn
die US-Regierung Russland gar
nicht als sonderlich gefährlich er-
achtet, warum wollen sie dann ein
so hochgerüstetes Europa? Die US-
Regierung macht daraus kein Ge-
heimnis. Verteidigungsminister
Pete Hegseth wiederholte auf dem
Treffenmit seinenKollegen inBrüs-
sel dreiWochen vor demGipfel nur,
was alleUS-Stellungnahmen zuden
internationalen Beziehungen beto-
nen: Die höchste sicherheitspoliti-
sche Priorität der USA ist die Ein-
dämmungChinas.

Diesbezüglich müsse Europa
mehr tun, sagte Hegseth imKontext
der Fünf-Prozent-Forderung seiner
Regierung. Aus US-Sicht hat der Pi-
vot to China offenkundig eine mili-
tärische Dimension, und er gilt für
die gesamte Nato. Europa steht an
einem sicherheitspolitischen Wen-
depunkt. Doch statt eigene Prioritä-
ten zu setzen, übertrumpft es sich
im Aufrüstungsaktionismus – und
gefährdet damit seine eigene Zu-
kunft. Nicht strategische Souveräni-
tät, sondern politischeKopflosigkeit
und Subordination prägen das Bild.

Die eigentliche Bedrohung ent-
steht nicht allein durch Russland
oder dadurch, dass Europa von
den USA in einen Krieg gegen
China gezogen wird – sondern
durch Europas eigene Unfähig-
keit, in seine wirtschaftliche Zu-
kunft und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit zu investieren. Auf
gemeinsame Sicherheitsinteres-
sen kann man sich im Raum zwi-
schen Portugal und Estland nicht
einigen. Zu einer eigenständigen,
realitätsnahen Sicherheitsarchi-
tektur auf dem eigenen Kontinent
ist man offenbar nicht fähig.

Statt eine Außenpolitik zu ver-
folgen, die auf Kooperation und
Rüstungskontrolle setzt, fällt
Europa zurück in alte Reflexe,
Denkmuster und Abhängigkeiten
– und riskiert damit nicht nur
seine politische und sicherheits-
politische, sondern auch seine
wirtschaftliche Selbstbehauptung.
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